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Beilage zu Nr . 12 - er Karlsruher Zeitung.
Dienstag , 13 . Januar 1884 .

Badischer Landtag.
Z Karlsruhe , 12. Jan . 17 . öffentliche Sitzung der

Zweiten Kammer , unter dem Borsitz des Präsidenten
Lamey .

Vergl . den Bericht in der letzten Nummer des Blattes.
Die Diskussion über den Bericht der Petitionskommis¬

sion bezüglich der Bitte und Beschwerde des Stadtrathes
von Heidelberg und der Gemeindebehörden der übrigen
unter der Städteordnung stehenden Städte in Betreff des
den Gemeindehörden nach § 102 deS Elementarunterrichts -
Gesetzes zustehenden Präsentationsrechtes auf die Haupt¬
lehrerstellen an den erweiterten Volksschulen nahm fol¬
genden Verlauf :

Zunächst erinnert derBerichterstatterAbg. Strübe daran,
daß der Präsident in der letzten öffentlichen Sitzung der
Petittonskommission den Auftrag ertheilt habe , den Be¬
richt über eine bei dem Hohen Hause eingelaufene, das
Präsentationsrecht berührende Petitton wenn möglich bis
zur heutigenSitzung fertig zu stellen , so daß die Berathung
desselben mit der Berathung des obengenannten Berichtes
verbunden werden könne. — Bei näherer Prüfung sei die
Kommission zu der Anschauung gelvngt, daß es sich in der
letzterwähntenPetition nicht um eine Auslegung des 8 102
des ElementarunterrichtS- Gesetzes , sondern um die Frage
der Zweckmäßigkeit der Institution des Präsentationsrechts
handle, weßhalb deren Erörterung heute wohl füglich nicht
vorzunehmen sei .

Hierauf ergreift der Großh . Regierungskommissär Geh.
Referendär Ivos das Wort mit dem Anfügen , daß es
ihm angezeigt erscheine, sofort an den Kommissionsbericht
einige Bemerkungen anzuknüpfen , die wohl geeignet sein
dürsten, auf den Verlauf der Diskussion einen gewissen
Einfluß auszuüben.

Aus dem Kommissionsbericht gehe hervor, daß hinsicht¬
lich der Frage des Präsentationsrechtes eine Meinungs¬
verschiedenheit zwischen der Oberschulbehördeund den Stadt -
räthen der Städte, auf welche die StädteordnungAnwen¬
dung findet , sich ergeben habe, indem die letzteren für ihre
erweiterten Volksschulen das Recht, sämmtliche Haupt¬
lehrer zu präsentiren , in Anspruch nähmen , während die
staatliche Schulverwaltung das Präsentationsrecht nur in
beschränkten Umfange zugestehen zu dürfen glaube, hinsicht¬
lich eines Theiles — und zwar des größeren — der
Hauptlehrerstellen dagegen das regelmäßige Verfahren für
anwendbar erachte.

Beiden Arten der Besetzung sei gemeinsam , daß die
Uebertragung der Stelle durch den Oberschulrath zu er¬
folgen habe ; die Verschiedenheit könne sich also nur aufdas der eigentlichen Besetzung vvrausgehende Verfahren
beziehen . — Dieses Verfahren richte sich in den regelmäßi¬
gen Fällen , d. h . da. wo ein Präsentationsrecht nicht in
Frage komme, nach den Bestimmungen des § 34 des Ele¬
mentarunterrichts - Gesetzes. Hiernach werde die erledigte
Hauptlehrerstelle öffentlich ausgeschrieben, sodann seitensder Oberschulbehörde eine Sichtung der eingegangenenBe¬
werbungen vorqenvmmen und den Gemeinden hieraus eine
Anzahl von für die vakaiue Stelle geeigneten Bewerbern
mit der Aufforderung namhaft gemacht , ihre etwaigen Be¬
denken gegen die Besetzung der Stelle mit dem einen oder
anderen Bewerber zu äußern . Seitens der Gemeinden
werde von der ihnen eingeräumten Befugniß , ihre Beden¬
ken zu äußern , ein weitgehender Gebrauch gemacht und
der Oberschulrath trage den geäußerten Bedenken soweit
irgend thunlich Rechnung , um zu vermeiden, daß ein in
eine neue Stelle eintretender Lehrer von vornherein seitensder Gemeinde mit einem gewissen Mißtrauen ausgenommenwerde. Nur in ganz ausnahmsweisen Fällen möge schon
vorgekommen sein, daß trotz erfolgter Beanstandung durchGemeinde eine Ernennung ausgesprochen wurde.

Vielfach äußerten die Gemeinden keine Bedenken , wohlaber Wünsche in Beziehung auf bestimmte Bewerber , und
auch diesen werde, soweit möglich , seitens der Oberschul¬
behörde willfahrt .

Diesem die Regel bildenden Verfahren stehe als Aus¬
nahme die Besetzung von Hauptlehrerstellen im Wege der
Präsentation gegenüber .

Das Gesetz enthalte keine Definition des Präsentations¬
rechtes , doch sei darunter das einer Person oder Behörde,die nicht die ernennende Behörde selbst ist, zustehende
Recht zu verstehen, Jemanden für eine Hauptlehrerstelle
vorzuschlagen , worauf dann die ernennende Behörde über
die Besetzung der vakanten Stelle entscheide. Früher in
weiterem Umfange , namentlich auch zu Gunsten der Grund¬
herren — und hier als ein Ausfluß des Patronatsrechtes— bestehend, sei das Präsentationsrecht durch Gesetz vom28 . April 1870 wesentlich beschränkt worden und stehe
jetzt nur noch den Gemeinden mit erweiterten Volksschulen
zu. Diese erweiterten Volksschulen seien zwar vorzugs¬
weise in den größeren, der Städteordnung unterstehendenStädten eingerichtet, doch käme sie auch in anderen Städten
vor. Gleichwohl sei seitens der letzteren niemals ein An¬
trag, wie der nunmehr in Rede stehende , gestellt worden.Das Verfahren bei Ausübung deS Präsentationsrechtes
regele die Vollzugsverordnung vom 2. Oktober 1869 .
Darnach werde auch hier die erledigte Hauptlehrerstelledurch die Oberschulbehörde ausgeschrieben . Die präsen-
tationsbrrechtigteGemeindebehörde aber erhalte die stimml¬
ichen Bewerbungen mitgetheilt, worauf diese Behördedem Oberschulrath ihren Vorschlag einreiche . Eine loyale

Handhabung des Gesetzes bedinge, wenn das Präsenta-
twnsrecht überhaupt eine Bedeutung haben solle, daß der
Vorgeschlagene nicht nach freiem Ermessen der Oberschul¬
behörde angenommen oder verworfen, londern daß der¬
selbe ernannt werde, falls er nur für die vetreffende Stelle
überhaupt brauchbar sei, und zwar selbst dann, wenn
nach Ansicht der Oberschulbehörde für diese Stelle ein
anderer Bewerber geeigneter erscheinen oder näher berechtigt
sein sollte. Diesen Grundsatz befolge denn auch die Ober¬
schulbehörde konsequent und es sei bis jetzt kein Fall vor¬
gekommen, in dem der Vorschlag einer präsentationsberech¬
tigten Gemeinde verworfen worden wäre .

Vor Erlaffunz des Elementarunterrichts - Gesetzes vom
8 . März 1868 habe ein Präsentationsrecht der Gemeinden
nicht bestanden . Dasselbe sei auch nicht in dem Regie¬
rungsentwurf des Elementarunterrichts - Gesetzes enthalten
gewesen , sondern erst auf einen Antrag der Kommission
der Zweiten Kammer in das Gesetz (letzter Absatz des
8 102) ausgenommen worden. Sinn und Absicht dieser
neuen Bestimmung lasse sich mit voller Sicherheit theils
aus dem Gesetze selbst , theils aus den ständischen Ver¬
handlungen über den Entwurf desselben erkennen .

Die vorliegende Petition wie auch der Kommissionsbericht
betonen mit Recht, daß der letzte Absatz des § 102 , um
richtig verstanden werden zu können , mit dem ersten Ab¬
sätze dieses Paragraphen in Zusammenhalt gebracht wer¬
den müsse, welcher eine Definition der erweiterten Volks¬
schule zu geben bestimmt sei . Allerdings sei die Fassung
dieser Bestimmung keineswegs glücklich ; denn in ihr wür¬
den Eigenschaften coordinirt , die — sich verhaltend wie
Zweck und Mittel — sich gegenseitig bedingen. Es
müsse darum zunächst die Frage aufgeworfen werden,
welches denn eigentlich der Zweck der erweiterten Volks¬
schulen sei . Die Antwort hierauf laute : Ausdehnung des
Unterrichts über das Ziel der einfachen Volksschule . Die
Ausdehnung des Unterrichts sei aber nur durch Ver¬
längerung der Unterrichtszeit zu erreichen . — Im Gesetze
sei nun zwar die Unterrichtszeit nicht unmittelbar fixirt ,allein der § 42 schreibe vor, daß jeder Lehrer verpflichtet
sei , wöchentlich bis zu 32 Stunden zu übernehmen , und
8 22 ibiä . , daß bei der Anstellung der Lehrer darauf
Rücksicht zu nehmen sei, daß auf einen derselben dauernd
nicht mehr als 100 Schüler kommen. Hundert Schüler
könnten aber unmöglich gleichzeitig von einem Lehrer
unterrichtet werden; es sei daher nothwendig , dieselben
für den Unterricht in zwei Klassen zu trennen. So er¬
geben sich als regelmäßige Unterrichtszeit für jede Klasse16 Wochenstunden und auf dieses Maß sei der Lehrplan
für die einfache Volksschule angelegt . Mehr, als das Ziel
dieses Lehrplans zu erreichen, sei bei einer Unterrichtszeit
von wöchentlich 16 Stunden nicht möglich ; ja es fehle
nicht an Stimmen , welche der Ansicht seien, daß die An¬
forderungen des Lehrplans der einfachen Volksschule schon
zu hoch gespannt seien. Nun könnte man allerdings , um
das Ziel der Erweiterung der Unterrichtszeit zu erreichen ,an § 42 Abs . 2 denken , welcher den Lehrer verpflichte,
auf Verlangen der Gemeinde noch vier 4 weitere Stun¬
den außer den obligatorischen 32 wöchentlich zu ertheilen.Allein der Verwerthung dieser Bestimmung stehe entgegen ,daß eben 32 Lehrstunden in der Woche eine Lehrkraft
vollständig erschöpften und überdies die weiteren 4 Stun¬
den mindestens zum Theil für Fortbildungsunterricht und
Turnen zu verwenden seien. Es ergebe sich daher , daßeine Ausdehnung des Unterrichts nur durch Vermeh¬
rung der Zahl der Lehrer möglich sei, und diese Ver¬
mehrung der Zahl der Lehrer über die gesetzlich gebotene
Mindestzahl bildet darum das wesentlichste Merkmal der
erweiterten Volksschule. Sonach könne , wenn das Gesetz
sage : soweit eine Volksschule erweitert ist, das Wort „so¬weit" nur auf das Verhältniß der wirklichen Zahl der
Lehrer zu der gesetzlich gebotenen Zahl bezogen werden.Ein ganz untrüglicher, bisher nicht erwähnter Beweis
dafür , daß in Wahrheit das Gesetz so auszulegen sei , wie
es dermalen seitens der Großh . Regierung geschehe, sei in
dem Kommisstonsbericht zum Elementarunterrichts -Gesetze,
soweit er den 8 102 betreffe , enthalten. Dort heiße es
nämlich ausdrücklich , daß das neu vorgeschlagene Prä¬
sentationsrecht nur auf diejenigen Hauptlehrerstellen sich
beziehen solle, welche über die durch 8 22 des Elementar¬
unterrichts- Gesetzes vorgeschriebene Zahl errichtet werden
würden.

Seitens der Petenten werde aber betont, daß die Ober¬
schulbehörde seit einer Reihe von Jahren das Präsen¬
tationsrecht bezüglich der erweiterten Volksschulen unbe¬
schränkt zugelassen habe . Dies sei in der Hauptsache
richtig . — Redner habe alle Fälle der Erledigung von
Schulstellen , welche in den petitionirenden Gemeinden seit
Einführung des Gesetzes über den Elementarunterricht
vorgekommen sind , aus den Akten ausziehen lassen , um
ein Bild darüber geben zu können, wie bei der Besetzung
derselben verfahren worden sei.

Derselbe verliest hierauf die bezügliche Ueberficht und
fährt sodann fort : Nachdem einmal die obenerwähnte
Praxis eingeführt gewesen, die jedenfalls mit dem wahrenSinne des von der Kammer zu 8 102 beschlossenen Zu¬
satzes nicht im Einklänge stehe , habe sich die Tendenz die¬
selbe, weil einmal vorhanden, auch fortbestehen zu lassen,
geltend gemacht. Dazu gesellte sich , daß in den ersten
Jahren nach Einführung des Gesetzes über den Elementar¬
unterricht die Schulverhältnisse in den Städten noch im

Flusse gewesen seien, weshalb man Bedenken tragen mochte,in diese Entwickelung durch Aufwerfen der Frage nachdem Umfang deS Präsentationsrechtes störend einzugreifen.— Weiter sei der Amstand mitwirkend gewesen , daß die
Bestimmung des 8 22 , wonach auf 100 (früher 120)Kinder ein Lehrer anzustellen ist , zunächst nicht in Gel¬
tung getreten, vielmehr dessen Jnvollzugsetzung durch Re¬
gierungsverordnung Vorbehalten geblieben sei. Da nun
aber vor dem 24. April 1880 , dem Tage des Inkraft¬tretens des 8 22 des Elementarunterrichts-Gesetzes , die
gesetzliche Mindestzahl der Lehrer eine andere gewesen sei,als nach diesem Tage , so wäre , falls man bereits vor1880 eine neue Regelung des Präsentationsrecht- unter
Aufgeben der bisherigen Praxis vorgenommen hätte, eine
abermalige Einschränkung desselben nach der Vollzugsetzungdes 8 22 nothwendig geworden .

Das Hauptmoment jedoch sei der Umstand gewesen ,daß die Unzuträglichkeiten , welche eine auf alle Haupt¬
lehrerstellen sich erstreckende Präsentation im Gefolge habeund die eine Einschränkung desselben in die richtigen
Grenzen als geboten erscheinen ließen , sich erst nach und
nach geltend gemacht und zu einer stets wachsenden Ab¬
neigung des Lehrerstandes gegen das Präsentationsrechtder Gemeinden geführt hätten.

Das Präsentationsrecht habe nämlich die unabweisbare,
auch bei der allergewissenhaftesten Ausübung der Präsen¬tation unvermeidliche Folge, daß ganz überwiegend solche
Lehrer präsentirt würden, die bereits in der betreffendenStadt angestellt seien oder doch daselbst angestellt gewesen
seien . In 134 Präsentationsfällen seien 78 Lehrer ge¬
wählt worden, die bereits früher in den betreffendenStädten angestellt gewesen seien , also über die Hälfte der
Gesammtzahl . Redner wolle keineswegs behaupten, daß
seitens der Stadträthe parteilich verfahren werde, sondern
damit nur die Thatsache konstatiren, die namentlich das
Präsentationssystem bei der weit überwiegenden Mehrheitdes Lehrerstandes in Mißkredit gebracht habe .

Weiter komme in Betracht die Erschwerung etwa nöthig
gewordener Versetzungen der Hauptlehrer an Schulen prä¬
sentationsberechtigter Gemeinden , welche Erschwerung einer
Unmöglichkeit der Ausführung solcher Versetzungen nahe
komme .

Redner müsse zum Schluffe wiederholen , daß nach An¬
sicht der Großh . Regierung der 8 102 a. E. mit aller
wünschenswerthen Deutlichkeit ausspreche, daß nicht alle
Hauptlehrer der erweiterten Volksschulen, sondern nur soviele derselben zu präsentiren seien, als die Gemeinden
über die in 8 22 des El .U.Ges. vorgeschriebene Zahl
hinaus anstellen .

Ein Anlaß zur authentischen Interpretation des Gesetzes
liege somit nicht vor und die Großh. Regierung haltedarum den Uebergang zur Tagesordnung im vorliegenden
Falle für angezeigt . Sollte ihr gleichwohl die Petitionder Städte zur Kenntnißnahme überwiesen werden, so
werde von ihrer Seite in einer etwaigen Gesetzesvorlage
wohl nur das noch deutlicher ausgesprochen werden, was
nach ihrer Ansicht bereits in dem geltenden Gesetze deut¬
lich zum Ausdruck gelangt sei . — Weniger einfach würde
sich die Sache in dem Falle gestalten, wenn das Hohe
Haus den Wunsch nach einer im Sinne der petitioniren¬den Städte abgefaßten Vorlage aussprechen sollte . Die
Großh. Regierung würde dann in die Lage versetzt, er¬
wägen zu müssen, ob nicht die erweiterten Volksschuleneine grundsätzliche Aenderung ihrer rechtlichen Stellung
erfahren müßten, aus dem Organismus der Volksschule
auszuscheiden und als Korporattonsschulen der einzelnen
Gemeinden zu gestalten wären.

Vom Standpunkte der Großh. Regierung müsse Redner
wiederholt um Uebergang zur Tagesordnung bitten.

Hiernach bringt der Präsident zur Kenntniß des Hau¬
ses den bereits mitgetheilten Antrag der Abg . Kiefer
und Genossen :

Am Schluffe des Kommissionsantrages beizufügen
„und mit dem Ersuchen , die streitig gewordene Frage
im Wege der Gesetzgebung noch auf diesem Landtage
zu lösen " .

Abg . Kiefer : Er halte die Auslegung , die der Großh.
Oberschulrath früher dem 8 102 gegeben , als die dem
Gesetze allein entsprechende. Allerdings seien auch die
Interessen der Lehrer zu beachten , allein doch immerhin
nur soweit , als nicht überwiegende Rücksichten gegen die
Städte , auf denen der gesammte Aufwand für die in
Rede stehenden Anstalten laste , eine Schranke setzten . —
Auch dürfe nicht übersehen werden , daß die Stellung der
Lehrer an den städtischen Schulen eine ungleich schwieri¬
gere sei, als an den ländlichen. Es sei darum sehr wohl
möglich , daß ein Lehrer an einer Volksschule auf dem
Lande sehr Gutes leiste , ohne seiner Individualität nach
zur Uebernahme einer Lehrstelle an einer städtischen Schule
geeignet zu sein . Daraus erkläre sich eben auch, daß die
Städte meist solche Lehrer an ihren Schulen angestellt
wissen wollten, deren Brauchbarkeit für Erfüllung der be¬
sonderen Aufgaben eines städtischen Lehrers sie bereits er¬
probt hätten . Ohne Zweifel handle es sich im vorliegen¬den Falle um einen schweren Jnteressenstreit, der nicht
durch eine beschränkende Auslegung de- bestehenden Ge¬
setze- , sondern nur durch eine auch nach der Jntereffen-
seite hin sorgfältig geprüfte Gesetzesvorlage geschlichtetwerden könne. Eben darum erscheine der von ihm und
vielen andern Gliedern des Hauses beantragte Zusatz zum



Kommissionsantraze der Sachlage allein entsprechend , da
er eine Ordnung der Angelegenheit zum Wohle der Schule
selbst bezwecke . — Er bitte darum, diesem Anträge zuzu-
stimmen.

Abg . Mays : Da er in der Petitionskommission den
Antrag in Vorschlag gebracht, der nunmehr als Majori¬
tätsantrag der Kommission vorliege , so wolle er denselben
kurz rechtfertigen. Mit dem Amendement des Abg . Kiefer
erkläre er sich vollkommen einverstanden, habe dasselbe
auch nachträglich unterschrieben, glaube aber , daß , was
derselbe bezwecke , auch im Texte des Kommissionsberichtes
bereits als eine von der Kommission gewünschteSache be¬
zeichnet sei.

Nach seiner Ansicht handle es sich vorliegend zunächst
nur um eine Auslegung des § 102 des Elementarunter¬
richts-Gesetzes. Wenn es nun in dem letzten Absätze die¬
ses Paragraphen heiße „ Soweit eine Volksschule hiernach
ÄS eine erweiterte zu betrachten ist und als solche aus
Gemeindemitteln unterhalten wird , hat die Gemeindebehörde
bei der Anstellung der Lehrer das Präsentationsrecht " , so
schließe eben der Gebrauch des Wortes „soweit" noth-
wendig die Konsequenz in sich „ weiter aber auch nicht " .
— Diese Auffassung theile der Abg . Roßhirt mit ihm. —
Er gebe zu , daß wenn das Wort „soweit" in § 102 a.
E. auch auf den Absatz 2 dieses Paragraphen beziehen
könne , allein jedenfalls sei nicht sicher, daß der Gesetzgeber
diese Beziehung vorgenommen wissen wolle. — Die Kom¬
mission sei bei ihrem Anträge davon ausgegangen , daß
das Gesetz dunkel sei, zu Zweifeln Veranlassung gebe und
daß dem Bedürfnisse nach Klarheit Rechnung getragen
werden müsse. Allerdings habe man sich auf die seit Jahren
von der Großh . Regierung beobachtetePraxis berufen, allein
dem gegenüber komme in Betracht , daß eine öffentliche
Behörde um einer bestehenden Uebung willen nicht ein
von ihr erkanntes Recht aufgeben dürfe. — Weiterer
Grund für den Antrag der Kommission sei gewesen , daß
das Gesetz — die dermalige Auslegung der Großh . Re¬
gierung als richtig vorausgesetzt — das Verhältniß der
auf Präsentation und der nicht auf Präsentation zu be¬
setzenden Schulstellen nicht angebe , somit eine Lücke ent¬
halte, deren Ergänzung nothwendig fei.

Handel « ad Berkehr .
Handelsberichte .

Nach Mittheilung aus Italien sind von der Schiffsbau - Di¬
rektion deS I . Seedepartements zu Spezia folgende Sub¬
missionen ausgeschrieben worden: 1) Für den 22. d . M . bis 12
Uhr Mittags eine Submission auf Lieferung verschiedener Holz¬
arten und hölzerner Gegenstände im Taxwerth von Lire 51380 .99 .
(Kaution 5200 Lire . ) 2) Für den 23 . ds . bis Mittags 12 Uhr
eine Submission auf Lieferung metallener Röhren im Taxwerth
v,n 40,000 Lire . (Kaution 4000 Lire . ) Die näheren Bedingungen
liegen bei der genannten Direktion sowie beim Marineministerium
und den Schiffsbau -Direktionen zu Neapel und Venedig aus .'

v . Frankfurt , 12 . Jan . (Börsenwoche vom 5 . bis
11. Januar .) Wir haben diese Woche wieder eine Hausse von
Bedeutung zu verzeichnen Die fpekulativeu Kreise welche bisher
an der Spitze der Bewegung nach Oben standen , setzten neuer¬
dings ihre Thätigkeit fort und wurden in ihren Bestrebungen
durch verschiedene Vorkommnisse begünstigt. Anfangs der Woche
wurden Kreditaktien, DiSconto- Commandit und Galizier favori-
sirt, ferner EgYPter, die zeitweise , wie am Dienstag , im Verkehr
eine hervorragende Rolle spielten. An genanntem Tage nahm
die Hausse einen geradezu fieberhaften Anstrich an. Die Contre-
mine war im vollsten Rückzug begriffen , wie dies aus den noch
stattfindenden Deckungskäufen hervorging. EgYPter stiegen auf
entsprechende Londoner und Pariser Notirungen rapide in die
Höhe. Der Mittwoch zeigte übrigens wieder eine etwas verän¬
derte Physiognomie. Die ZusammensetzungdeS egyptischen Mi¬
nisteriums entsprach nicht den gehegten Erwartungen . und der
hieraus einaetretene Eavvterrückgang wirkte ungünstig auf die

Gegen eine empfehlende Ueberweisung der Petitionen
an die Großh . Regierung müsse er sich aus doppeltem
Grunde aussprechen : 1) die Petenten wollten gar kein
neues Gesetz , sie wünschten vielmehr nur nach dem be¬
stehenden Gesetze behandelt zu sein , das die Großh . Re¬
gierung nach ihrer Auffassung verletzt habe. Nachdem sie
aber ihre Auffassung bis zur höchsten Instanz , ohne ihren
Zweck zu erreichen, verfolgt hätten, sei die Sache, vorbe¬
haltlich skner Verbefferug des bestehenden Gesetzes, erledigt
gewesen. Gleichwohl wendeten sich die Petenten nunmehr
mit einer Beschwerde an die Kammer unter der Behaup¬
tung der Verletzung des Gesetzes und Kränkung verfassungs¬
mäßiger Rechte. — Redner sei nicht im Stande , zu er¬
kennen , welches «verfassungsmäßige Recht eigentlich ge¬
kränkt sein solle . — Wollte man trotzdem die Petition
„ empfehlend" überweisen , so unterstütze man noch die
Auffassung der Petenten , die doch nicht zu bewilligen sei .

2) Nachdem man der Großh . Regierung den empfind¬
lichen Vorwurf der Kränkung verfassungsmäßiger Rechte
gemacht , könnte diese darauf bedacht sein, der Petition die
Spitze abzubrechen, indem sie, wozu ihr die Worte der
Petition selbst die Mittel an die Hand legten, das Prä¬
sentationsrecht zwar in dem angesprochenen Umfange for¬
mell zuerkenne , dann aber im Einzelfalle frei entscheide ,
ob der Präsentirte auf die vakante Stelle zu setzen sei
oder nicht . — In diesem Sinne habe der Oberschulrath
von seinem Bestätigungsrecht niemals Gebrauch gemacht,
eine durchaus loyale Praxis geübt.

Nach Alledem scheine eine Ueberweisung der Petitionen
zur Kenntnißnahme im Interesse der Petenten am meisten
begründet.

Der Berichterstatter Abg . Strübe hält im Interesse
der Vermeidung einer Wiederholung der Diskussion über
den vorliegenden Gegenstand angezeigt, darüber abzustim-
men, ob die Petition der Großh . Regierung mit der Bitte
um eine entsprechende Gesetzesvorlage überwiesen wer¬
den solle.

Abg . Lender : Nach seiner Auffassung handle es sich
um eine Beschwerde im Sinne des Z 67 der Verfassung.
Die prinzipielle und materielle Seite der Sache könne
darum heute nicht wohl erörtert werden . Man solle sich
midernMarktgebiete . Die Realisationen, die schon am Dienstag
begonnen hatten , nahmen nunmehr derartige Dimensionen an. daß
eine starke Kursreduktion der seither am meisten gestiegenen Werthc
sich vollzog. Gestern geriethen die Kurse in ein weiteres Fallen ,
auf schwächere Notirungen der Westplätze, besonders Londons. —
Außer den Eingangs erwähnten Effekten waren auch österreichische
Bahnen , in erster Linie Böhm . Nordbahn und Graz-Köflacher
rege gefragt. Am Prioritätenmarkt zeigten sich Staatsbahn,
Elisabeth, steuerfreie Graz- Köflacher und Raab -Oedenburger be¬
lebt . Von deutschen Bahnen wurden vielfach Bexbacher und
Lübeck -Büchener gekauft. Im heutigen Verkehr trat wieder auf
Berliner Impuls eine Befestigung ein und nahm das Geschäft,
daS bei weichenden Kursen sich erheblich ruhiger gestaltet hatte,
wieder größere Lebhaftigkeit an.

Kreditaklien bewegten sich während der Woche zwischen 253—
267—281 ' /« und 263 ' / -. Staatsbahn - Aktien waren L 273 ' /«—
272 ' /« 276 ' /«—273 und 273 ' , im Umsatz . Galizier wurden L
249 - 252 '/, —249 ' /, u . 250 ' /? gehandelt. Lombardenvariirtenzwischen
119 ' /. — 121 ' /« und 121 " , . Oesterr . Bahnen konnten ihre Avan¬
cen theilweise nicht ganz behaupten. Albrecht , Alföld » Böhm .
Nord , Böhm . West. Elisabeth, Franz -Josef , Rudolf und Graz-
Köflacher blieben höher. Dux- Bodenbacher stiegen 6 ' /« fl. , Vor¬
arlberger 3' / fl . Schweizerische Bahnen konnten sich etwas er¬
holen , Gotthardaktien profitirten 2 ' /. Proz . Deutsche Bahnen
wurden zeitweise durch ungünstige Nachrichten über den Stand
der Angelegenheit der Berlin- Hamburger Bahn gedrückt . Main¬
zer schloffen schwächer , hingegen sind Bexbacher 1 ' /, Prozent ,
Marienburger Proz. , Oberschlesische 1' /, Proz. höher . Oesterr .
Prioritäten sehr fest . In lebhaftester Nachfrage waren Mährisch-
Schlesische Central , welche 2 ' /» Proz. stiegen . Von Banken fan-

Fest ° Dhw , - 8 ^ 7 «Mdm^ud°, und Holland. Frankfurter Kurse vom 12 . Januar 1d84 .
Staatspapiere .

Baden 3' /, Obligat , fl . —
- ^ .. fl. 100 .
» 4 „ M . 102 '/.

Bayern 4 Obligat . M 102 ' /,«
Deutsch !. 4 Reichsanl . M . 102 ' «
Preußen 4' /, °/o Cons. M . 102 ° ,

- 4°/o Consols M . 102°/»
Sachsen 3°/» Rente M . 81 ' /»
Wtbg . 4' /- Obl .v -78/79 M . 105 ' /-

„ 4 Obl . M . 102 ' /«
Oesterreich 4 Goldrente fl . 84" /„

„ 4' /» Silb -rr . fl. 67 ' /.
„ 4' /, Papierr . fl. -
„ 5Papierr .v .1881 —

Ungarn 6 Goldrente fl. 102" , «
» 4 „ fl. 75 ' /.

Italien 5 Rente Fr . 91 ' °,»
Rumänien 6 Oblig . M . 102' /.
Rußland 5 Obl . v . 1862 -6 —

» 5 Obl . V. 1877 M . 90' /,«
» 5H. Orientanl . PR . 55 ' .
. 4 Eons- V. 1880 R . 71

Schwed. 4 in Mk. 98 ' /,
Span . 4 AuSländ. Rente 56 ' /«
Schw . 4' /- Bern v . 1877 F . 102 ' /«

„ 4°/-, Bern 1880 F . 100' , ,
N .-Amer.4' /2C .pr . 189lD . 112 ' /,
N .-Amer. 4C - Pr. 1907D . 121 '/«

Bank -Aktie » .
4 ' /- DeutscheR. - BankM . 148 ' /,
4Badische Bank Thlr . 119 ' /«
5 Basler Bankverein Fr . 120' /.
4 Darmstädter Bank fl . 152
4 Disc .- Kommand. Thlr . 192' /,
5 Frankf .BankvereinTblr . 91 ' /?
5 Oest . Kreditanstalt fl . 262
5 Rhein . Kreditbank Thlr . 109
5D . Effekt -u. Wechsel- Bk .

40' /, einbezahlt Thlr . 127' /,«
Eisenbahn -Aktie « .

4 Heidelberg - SpeyerThlr . 52 ' /-
Heff-Ludw . - BahnThlr . 108 '/-

. Meckl .Friedr .- Franz M . 205 ° ,
3 ' /- Oberschles .-St . Tblr . 271 °/.
4 ' /, Mälz . Marbabn fl. 129 ^

4 Pfälz . Nordbahn fl . 98 ' /,
4 Rechte Oder -Ufer Thlr . 193
6 '/, Rhein-Stamm Thlr . —
8' /- Thüring . I .it . L.. THlr. 215 ' , ,
5 Böhm . West -Bahn fl . 258 ' /,
5 Gal . Karl - Ludw . - B . fl. 249 '/«
5Oest .Franz -St . - Bahnfl . 271 ' /,
5 Oest . Süd - Lombard fl. 120 ' ,
5 Oest . Nordwest fl.
5 , „ lüt . L . fl.
5 Rudolf fl.

Eisenbahn - Prioritäten
4Heff . Ludw .-B . - M - 101 ' /,
4 Pfälz . Ludw . -B . M . —
4 Elisabethsteuerpflicht , fl.
4 » steuerfrei fl.
5 Franz -Josef v . 1867

157 "?
174 ' /.
147 ' /?

4 '/,Gal . C .-Lud . 1881

88 '/,.
92 ' ,»
87 °/,
83'/,

5 Mähr . Grenz -Bahn fl.
5 Oest . Nordwest-Gold -

Obl . M . 103" /»
5 Oest. Nordw . lüt . L . fl . 86 ' /,
5 Oest. Nordw . I-ie. 6 . fl. —

5 Voralberger fl . 87-/,
5 Gotthard 1 — IIISer .Fr . 102 °/,
5 , IV „ 104° «
4 Schweiz. Central 97
5 Süd - Lomb . Prior , fl. 102" /»
3 Süd -Lomb . Prior . Fr . 59
5 Oest . Staatsb .-Prior . fl . 104 ' /«
3 dto . I- VIII L) Fr . 76" /»
3 Livor. I -it . 6,1 ) 1 u. V2 58'/«
5 Toscan . Central Fr . 92 '/,

Pfandbriefe .
4 Rh . Hhv .-Bk.- Pfdbr . 99 '/,
5 Preuß .Cent .-Bod .- Cred.

verl. ä 110 M . 115
4 dto „ ä 100 M . -
4' /-Oest .B . - Crd .-Anst . fl . 101 '

/«
5 Ruff . Bod . - Cred . S .R . 85' ,-
4°/oSüd - Bod . - Cr .-Pfdb . 100

Verzinsliche Loose .
3 ' /- Cöln-Mind .Thlr . 100125 ' °/»
4 Bayrische „ 100 —
4 Badische „ 100 132" /»
4Meiu .PrPfdb .Thlr . 100 117

deshalb zunächst nur mit der Beschwerde selbst befassen.
Abg. Kiefer : Sein Antrag bezwecke den Schwerpunkt

der Frage in die künftige Verhandlung zu legen . Der¬
selbe charakterisire sich nur als ein Zusatz zum Kommis.
sionSantrage und laufe der Geschäftsordnung nicht zuwider .

Der Abg. Betzinger ist der Ansicht , daß tz 67 der
Verfassung ein viel weiter gehendes Recht gewähre , als
der Abg . Lender anzunehmen geneigt scheine . — Den Zusatz
des Abg . Kiefer zum Kommissionsantrag hält Redner für
eine Motion, doch glaubt er , daß man denselben wohl
gutheißen könne .

Abg . Schneider (Mannheim ) : Ihm scheine die Ver¬
schiebung der Debatte angezeigt bis zum Erscheinen der
erbetenen Gesetzesvorlaze .

Der Abz. Röttinger wäre geneigt, dem Abg . Schneider
zuzustimmen, wenn wirklich bereits eine Gesetzesvorlage
seitens der Großh . Regierung in Aussicht gestellt wäre.

Großh . Regierungskommissär Geh . Referendär Joosr
Er habe bereits erwähnt, daß dem Wunsche auf Vorlage
eines den § 102 erläuternden Gesetzentwurfs seitens der
Großh . Regierung wohl würde entsprochen werden , allein
er wiederhole, daß der betreffende Gesetzentwurf jedenfalls
nur aussprechen würde , was das geltende Gesetz nach
Ansicht der Großh . Regierung bereits mit voller Klar¬
heit sage.

Ein von den Abgg . Maurer, Burg , Frank , Flüg ^
eingereichter Antrag auf Schluß der Debattefindet Annahme .

Nach einigen kurzen , die Geschäftsordnung betreffenden
Bemerkungen der Abgg . Betzinger , JunghannS und
Kiefer wird der Kommissionsantrag mit dem Zusatze der
Abgg . Kiefer und Genossen zur Abstimmung gebracht
und angenommen.

VeMlitv uiill VerpaolituiiMii,
ketdelUMM . 8tMvli -VkckkM2ell ete.
vsräöll am sivllerstsn äurek ^ .mioncen in xveoksntsxrsoliöiiäsll
2sitrwA6ll -ur llsmitmss äsr dsr . Reüslllantsn gsdraedt : äis
eilliauksnäsa OLsrtsn veräen äsn InvsrsMsn im Original ru -
gsssllät . Mksre Auskunft srtüsiit äis ^ unonesn - Lxxsä . von
stlläolk Kosos. franNkiirt a. IN. , Rossmarkt Rr . 3. Vertreter in
Rsrisrnks Oustar Rromme ,_
den
Bank zu höheren Kursen gute Beachtung . Von ausländischere
Fonds war für österr . - ungar . Renten ziemlich erheblicher Begehr
zu anziehenden Preisen vorhanden. 4proz. Ungarrente gab ge¬
gen Wochenschluß wieder etwas nach . Italiener matter » Ru -
mänier besser. Russen vernachlässigt und schwächer. Spanier
und Türken höher . Egypter wurden » 64 ' /,—69 '/, —67 ' °/» und
68 ' °/» gehandelt. Amerik . Prioritäten fest. Bon Jndustrieaktien
avancirten Frankfurter Bierbrauerei - Gesellschaft 2 ' /. Prozent ,
Bad . Zuckerfabrik 2 '/« Proz . und Westerregeln " /» Proz . Von
Wechseln : Amsterdam, London theurer, Paris billiger, Wien fest.
Pcivatdisconto 3 ' /, Proz . ,

Washington , 12 . Jan . Schatzsekretär Folger kündigte
die Einberufung von 10MillionenD ollar s 3Proz.
Bonds , zahlbar am 15. März , an.

Pest , 12 . Jan . Weizen looo reservirt , per Frühjahr 9 .34 G .»
9.35 B . , per Herbst 10.03 G . . 10 .05 B . Hafer per Frühjahr
6 .95 G . . 6 .98 B . Mais per Mai -Juni 6 .59 G .. 6 .61 B . Kohl¬
reps — . Wetter : schön.

Rew - Aork , 12. Jan . (Schlnßknrse.) Petroleum in New-
Nork 9"

? , dto . in Philadelphia 9' /« , Mehl 3.60 , Rother Winter -
weizen 1 .07 ' /« , MaiS (old mixed) 63 , Havanna - Zucker 5' /«,
Kaffee . Rio good fair 12' /, » Schmalz (Wilcox) 9 ' /, , Speck 8' / ».
Getreidefracht «ach Liverpool 3 '

,« .
Baumwoll - Zufuhr 15,000 B . , Ausfuhr nach Großbritannien

16,000 B ., dto . nach dem Continent 11,000 B .

Verantwortlicher Redakteur : Karl Trost in Karlsruhe .

1 Lira ^ 80 Psg., 1 Psd. 20 Rmr., 1 Dollar - - Rink . 4. 2S Pfg., ISilb -r.
rubel Rmk. z . -o Pfg ., 1 Mark Banko - Rink . I . öS Pfg .

3 Oldenburger Thlr . 40 123
4Oesterr . v . 1854fl. 250 114
5 „ V. 1860 » 500 119 ' /«
4Raab - GrazerThlr . 100 93 '/,
UnverzinslicheLoosepr .Stück.
Badlschefl. 35 -Loose —
Braunfchw.Thlr .20 -Loosc 97 .50
Oest . fl .100-Loosev . 1864 313 -
Oesterr.Kreditloose fl. 100
von 1858 309 .20

Ungar.Staatsloosefl . 100 219 .20
Ansbacherfl. 7- Loose 30 .90
Augsburger fl . 7-Loose 28 .10
FreiburgerFr . 15 -Loose 27 —
Mailänder Fc . lO- Loofe 14.40
Meininger fl .7 - Loose 27 .40
Schwed . Tblr.lO-Loose 61 .20

Wechsel und Sorte « .
Paris kurz Fr . 100 81 .—
Wien kurz fl . 100 168 .50
Amsterdam kurz fl . 100 168 .70
London kurz 1 Pf . St . 20 .39
Dukaten 9.67—71

Dollars in Gold 4 . 16—20
20 Fr . -St - 16 . 16 - 20
Ruff . Imperials 16 .69 —74
Sovereigns 20.30 —34

Städte -Obligatione « «nd
Industrie -Aktie « .

4 Karlsruher Obl . v .1879 100
4 Mannheimer Obl . 100 ' /«
4Pforzheimer „ 1883 99 ' /»
4 ' /, Baden - Baden „ —
4Heidelberg „ 99 ' /«
4 Freiburg „ 100'/«
4 Konstanzer „ 99'/«
Ettlinger Spinnerei o .ZS . 126
Karlsruh . Maschinenf. dto . 108 ' /«
Bad . Zuckers . , ohne Zs . 129° '«
3' /«Deutsch .Phöa .20 °/.,Ej . 168
4RH . HyPoth.-Bank50 ' /o

de, . Thl . 113
5 WesteregelnAlkali 163 ' /,
ReichsbänkDiscont 4"/»
Franks. Bank . Discont 4'/»
Tendenz : matt.

B .598 . Gemeinde Hottingen , AmtSgerichtSbezirkS Säckingen .

Oeffentliche Aufforderung
zur Erneuerung der Einträge von Vorzugs- uno Unter¬

pfandsrechten.
Diejenigen Personen , zn deren Gunsten Einträge von Vorzugs - und

UnterPfandSrechten länger als 30 Jahre in den Grund - und Unterpfands¬
büchern der

Gemeinde Hottinge « . AmtsgerrchtSbezrrks Saekengen .
eingeschrieben find , werden hiermit auf Grund des Gesetzes vom 5 . Juni 1860 ,
die Bereinigung der Unterpfandsbücher betreffend (Rcg .Bl . S . 213 ) , und deS
Gesetzes vom 28 . Januar 1874 , die Mahnung bei dieser Bereinigung betreffend
(Gesetzes - und Verordnungsblatt S . 43 ) , aufgefordert . die Erneuerung der¬
selben bei dem unterfertigten Gewähr - oder Pfandgerichte unter Beobachtung
der im § 20 der Vollzugsverordnung vom 31 . Januar 1874 (Gesetzes - u . Verord¬
nungsblatt S . 44) vorgeschriebenen Formen nachzusuchen , falls sie noch An¬
sprüche auf daS Fortbestehen dieser Einträge zu haben glauben , und zwar bei
Vermeidung deS Rechtsnachtheils, daß die

innerhalb sechs Monaten
» ach dieser Mahnung nicht erneuerten Einträge werden gestrichen werden .

»Diese Aufforderung gilt auch als Mahnung an die bekann¬
te » Gläubiger . "

Dabei wird bekannt gemacht , daß ein Verzeichniß der in den Büchern
genannter Gemeinde seit mehr als dreißig Jahren eingeschriebenen Einträge in
dem Nachhause zur Einsicht offen liegt.

Hotttogen , den 12 . Januar 1884 .
DaS Gewähr - und Pfandgericht . Der BeremigungSkommiffär:

Bürgermeister DaPP . Rathschreiber Albiez .

Bürgerliche Rechtspflege.
Konkursverfahren.

B .602 . Nr . 791 . Freivurg . Ueber
das Vermögen des Kaufmanns Otto
Winter hier wird beute am 11 . Ja¬
nuar 1884 , Nachmittags 4 Uhr , das
Konkursverfahren eröffnet .

Der Herr Karl Keim hier wird zum
Konkursverwalter ernannt .

Konkursforderungen sind bis zum 15.
Februar 1884 bei dem Gerichte anzu-
melden .

Es wird zur Beschlußfassungüber die
Wahl eines anderen Verwalters , sowie
über die Bestellung eines Gläubiger -
ausschuffes und eintretenden Falls über
die in § 120 der Konkursordnung be-
zeichneten Gegenstände und zur Prüfung
der angemeldeten Forderungen auf

Montag den 25. Februar 1884 ,
Vormittags 10 Uhr ,

vor dem Unterzeichneten Gerichte, Zim¬
mer 5, Termin anberaumt.

Allen Personen, welche eine zurKon-
kursmaffe gehörige Sache in Besitz haben

! oder zur Konkursmasse etwas schuldig
! sind , wird aufgegeben, nichts au den

Gemeinschuldner zu verabfolgen oder
zu leisten , auch die Verpflichtung auf¬

erlegt , von dem Besitze der Sache
und von den Forderungen , für welche
sie aus der Sache abgesonderte Befrie¬
digung in Anspruch nehmen , dem Kon¬
kursverwalter bis zum 1. Februar
1884 Anzeige zu machen .

Freiburg , den 11 . Januar 1884.
Der Gerichtsschreiber

deS Großh . bad . Amtsgerichts :
Dirrler .

B .599 . Nr . 573 . Billionen . Ueber
das Vermögen des Bernhard Bern¬
hard . Bäcker von Dohrenbach , wird,
da Herr Anwalt Jakob hier Namens
der Firma Dreyfuß Weil in Straß¬
burg den Antrag auf Konkurseröffnung
gestellt und durch die Vernehmung des
Gemeinschuldners sich ergedm bat, daß
gemäß S 94 K .O . Zahlungsunfähigkeit
desselben anznnehmen ist , heute am 8.
Januar 1884 , Nachmittags ' /.6 Uhr,
daS Konkursverfahren eröffnet .

Herr Waisenrichter Johann Baptist
Maurer von hier wird zum Konkurs¬
verwalter ernannt.

Konkursforderungen sind bis zum
Montay dem 28 . Januar 1884 bei
dem Gerichte anznmelden.

ES wird zur Beschlußfassungüber die

Wahl eines andern Verwalters , sowie
über die Bestellung eines GläubigerauS -
schuffeZ und eintretendenFalls über die
in 8120 der Konkursordnuna bezeichueten
Gegenstände, sowie zur Prüfung der
angemeldeten Forderungen auf

Dienstag den 5. Februar 1884 ,
Vormittags 9 Uhr ,

vor Großh . Amtsgericht hier Termin
anberanmt.

Allen Personen , welche eine zur Kon¬
kursmasse gehörige Sache in Besitz haben
oder zur Konkursmasse etwas schuldig
sind , wird aufgegeben, nichts an den
Gemeinschuldner zu verabfolgen oder
zu leisten , auch die Verpflichtung auf¬
erlegt, von dem Besitze der Sache uni»
von den Forderungen , für welche sie
auS der Sache abgesonderte Befriedi¬
gung in Anspruch nehmen , dem Kon¬
kursverwalter bis zum 28 . Januar
1884 Anzeige zu machen .

Dem Schuldner wird zur Sicherung
der Vermögensmaffe jede Veräußerung ,
Verpfändung u . s. w . hiermit untersagt.

Villingeo, den 8 . Januar 1884 .
Die Gerichtsschceiberei

deS Großh . bad . Amtsgerichts .
Huber .

Druck und Verlag der G. Bra!« « ' scheu Hofbuchdrncknei.
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